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1. Derzeitiger Stand der Finanzierung  

Die Frauenhäuser in Brandenburg finanzieren sich aus Landesmitteln, kommunalen Zuwendungen 
sowie aus unterschiedlich hohen Tagessätzen der gewaltbetroffenen Frauen. Die Landeszuweisung 
beträgt 62.500 € pro Landkreis und kreisfreier Stadt, und zwar unabhängig von der Anzahl der Projekte 
vor Ort. Im Rahmen der Landeszuweisung ist der Landkreis der Zuwendungsempfänger. Bedingung für 
die Zuweisung ist, dass die Kommunen mindestens 40% der Gesamtausgaben eines Anti-
Gewaltprojektes kofinanzieren. Für die Zuwendungen durch die Kommunen gibt es keine einheitlichen 
Vorgaben, sondern die Kommunen zahlen unterschiedlich hohe Beträge auf freiwilliger Basis. Dadurch 
verfügen die Frauenhäuser über wenig Planungssicherheit und sind permanent auf die Anwerbung 
weiterer Mittel angewiesen. 

Zusätzlich fließen die Nutzungsentgelte der Bewohnerinnen in Form von „Kosten der Unterkunft“- 
Leistungen in die Grundfinanzierung der Frauenhäuser ein. Jedoch stellen die Beiträge der 
gewaltbetroffenen Frauen keine zuverlässige Einnahmequelle dar, da die Frauen häufig kein eigenes 
Einkommen haben und in vielen Fällen unklar ist, welche Behörde die Zahlungen übernimmt. Zudem 
bedeuten diese Beiträge eine Barriere für viele Frauen, die sich aus Angst vor dem finanziellen Risiko 
nicht an die Frauenhäuser wenden. 

Für viele Frauenhäuser hängt die Existenz zudem von Sach- und Geldspenden oder anderen Ver-
günstigungen (bspw. Mieterlass durch die Kommune) ab. Der Maßnahme-Zeitraum ist immer das 
jeweilige Haushaltsjahr. Daher muss die Finanzierung jedes Jahr neu verhandelt werden. 
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2. Herausforderungen der Frauenhausarbeit  

Der Begriff des „Frauenhauses“ als Ort für niederschwelligen Gewaltschutz und Fachberatung ist 
historisch aus der zweiten Frauenbewegung (1960er-1990er Jahre) hervorgegangen. Dem erstmaligen 
Sprechen über Gewalterfahrungen, das die Frauenbewegung ermöglichte, folgte ein proaktiver Ansatz 
des Strukturaufbaus unter der Prämisse: „Frauen helfen Frauen“.  Viele einzelne Initiativen griffen 
spontan die Idee auf und schufen Orte des Schutzes und der Krisenintervention. In den folgenden 
Jahrzehnten wurde die Arbeit der Frauenhäuser zunehmend professionalisiert und institutionalisiert. 
Der Begriff ‚Frauenhaus‘ ist geblieben, jedoch zeichnet sich die Arbeit von Frauenhäusern heutzutage 
wesentlich vielfältiger ab, als es die Vorstellung der Bereitstellung eines Obdachs für Gewaltbetroffene 
in einem Frauenhaus suggeriert.  Gerade in strukturarmen Flächenländern wie Brandenburg fungieren 
Frauenhäuser als Kompetenzzentren für Gewaltschutz. Der Arbeitsaufwand von hauptamtlichen 
Mitarbeiterinnen liegt vielfach deutlich über der bezahlten Arbeitszeit.   

Im Folgenden sind die Aufgabenbeschreibungen und tägliche Arbeitsabläufe von hauptamtlichen 
Mitarbeiterinnen aufgelistet:  

Prävention von Gewalt:   

• Aufbau und Durchführung von multidisziplinären Runden Tischen zu häuslicher Gewalt, bei 
denen Behörden, Politik und Vereine/Verbände regelmäßig zu Gewaltschutzthemen tagen;  

• Öffentlichkeitsarbeit zur Gewaltprävention: Organisation von und Teilnahme an lokalen 
Konferenzen und Seminaren, Bereitstellen von Infomaterial und Infotischen bei örtlichen 
Veranstaltungen, Vorstellung der eigenen Arbeit in Institutionen und Behörden; Aufnahme 
und Aufrechterhaltung von Kontakten zu lokalen Medienvertreter_innen; 

• Erstellen, Verbreiten und Aktualisieren von Informationen über niederschwelligen Gewalt-
schutz und Beratung, durch Soziale Medien, Webpräsenz, Broschüren, Flyer.  

Beratungsarbeit / Krisenintervention:  

• Aufnahme und Erstintervention mit Gewaltbetroffenen und ihren Kindern; 
• Psychosoziale Beratungen mit Gewaltbetroffenen; 
• Nachgehende Beratung und Begleitung nach dem Frauenhausaufenthalt; 
• Pro-aktive Beratung im Rahmen der Arbeit als Interventionsstelle nach polizeilicher 

Intervention; 
• Gefährdungseinschätzung für die Gewaltbetroffene, die Mitarbeiterinnen und die 

Frauenhausbewohner_innen zusammen mit den relevanten Sicherheitsbehörden;  
• Unterstützung der Behördengänge und behördlichen Korrespondenz von Gewaltbetroffenen;  
• Austausch und Vernetzung mit Ansprechpersonen aus den relevanten Behörden wie 

Jugendämter, Jobcenter, Ausländerbehörde etc.;  
• Aufbau und Vernetzung von Kontaktpersonen in relevanten Einrichtungen, z.B. Kitas, Schulen, 

Flüchtlingsunterkünfte, Wohnungsbaugesellschaften etc.;  
• Bereitstellung von (ehrenamtlichen) Dolmetscher_innen bei geflüchteten oder migrantischen 

Gewaltbetroffenen;  
• Organisation und Teilnahme an Supervision und Fallsupervision.  

Ambulante Fachberatung  

• Organisation und Durchführung von ambulanten Fachberatungen, teilweise in externen 
Büroräumen und mit festen Sprechzeiten.  
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Kinderbetreuung  

• Betreuung der Kinder im Rahmen der allgemeinen Frauenhausarbeit (es sind keine Ressourcen 
für eine spezialisierte, psychosoziale Arbeit mit Kindern vorhanden); 

• Organisation der Aufnahme von Kindern in Schulen, KiTas etc.  

Professionalisierung / Weiterbildung / Vernetzung  

• Organisation von Weiterbildungen für Mitarbeiterinnen; 
• Teilnahme an Weiterbildungen und Konferenzen;  
• Teilnahme und Mitarbeit bei Vernetzungstreffen des NbF e.V. (6x pro Jahr);  
• Aufbau, Koordination und Vernetzung von Ehrenamtlichen; 

• Organisation von Schulungen und Weiterbildungen für Ehrenamtliche, die sich im 
Bereitschaftstelefon, in der Kinderbetreuung und allgemeinen Bereichen der Frauenhaus-
arbeit engagieren.  

Logistische Instandhaltung / Facility Management  

• Bereitstellung der Räume für Gewaltbetroffene, Aufräumen nach Auszug;  
• Koordination von Handwerker_innen, Ehrenamtlichen für Reparaturen und Instandhaltung. 

Unterstützung und Begleitung bei Strafverfahren und Prozessbegleitung  

• Aufbau und Vernetzung von Kontakten zu Rechtsanwält_innen; 
• Stärkung und Begleitung bei Zeug_innen-Vernehmungen und Gerichtsprozessen.  

Fundraising / Akquise / Antragswesen  

• Antragsstellung für Co-Finanzierung bei Landkreisen und Kommunen;  
• Akquise von Sach- und Geldspenden;  
• Inhaltliches und finanzielles Antragswesen.  

Bereitschaftsdienste 24/7  

• Organisation und Durchführung von ehrenamtlichen telefonischen Bereitschaftsdiensten 
durch Mitarbeiterinnen des Frauenhauses oder Außenstehender.  

 

 

3. Zur Auslastung der Frauenhäuser   

Die Vielzahl der Aufgaben der brandenburgischen Frauenhäuser ergibt sich auch daraus, dass es in 
Brandenburg kein umfassendes und flächendeckendes Hilfesystem gibt, bestehend aus Frauen-
häusern, Frauennotrufen und Frauenberatungsstellen. Daher übernehmen die Mitarbeiterinnen der 
Frauenhäuser viele Aufgaben, für die es in anderen Bundesländern spezielle Fachberatungs- und 
Interventionsstellen gibt. Wie die Frauenhäuser seit Jahren berichten, ist die Erfüllung dieser Aufgaben 
in der vorgesehenen Arbeitszeit kaum möglich.  

In der bisherigen Auslastungsstatistik der Frauenhäuser wird die Anzahl belegter Betten und Zimmer 
mit der Anzahl vorhandener Betten und Zimmer verglichen. Da es nicht sinnvoll ist, mehrere 
gewaltbetroffene Frauen in einem Zimmer unterzubringen und da die Frauen mit unterschiedlich 
vielen Kindern kommen, ist jedoch weder die prozentuale Belegung der Betten noch die der Zimmer 
eine sinnvolle Grundlage für die Auslastung der Frauenhäuser. So kann es sein, dass nur 20 Prozent 
der Betten in einem Frauenhaus belegt sind, aber trotzdem kein Zimmer mehr frei ist. 
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Sobald ein Frauenhaus voll ausgelastet ist, müssen die Mitarbeiterinnen gewaltbetroffene Frauen 
abweisen. Zwar versuchen die Mitarbeiterinnen, die Frauen dann an andere Frauenhäuser zu 
vermitteln, jedoch besteht das Risiko, dass die einmal abgewiesenen Frauen die Suche nach 
Unterstützung aufgeben oder aus persönlichen Gründen nicht den Landkreis wechseln können. Daher 
ist die volle Auslastung eines Frauenhauses, selbst wenn sie nur vorübergehend ist, eher ein Hinweis 
auf ein unzureichendes Hilfsangebot als auf eine effiziente Nutzung. Denn Frauen, die Gewalt erfahren, 
kommen in der Regel spontan und zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt im Frauenhaus an. Sie 
können nicht warten, bis wieder ein Zimmer frei wird. 

Schuldgefühle, Scham, Unsicherheit, Abhängigkeitsverhältnisse, aber auch Unkenntnis über die 
bestehenden Angebote halten viele Frauen davon ab, sich an Frauenhäuser und Fachberatungsstellen 
zu wenden. Teilweise entsprechen die Angebote jedoch nicht den Bedürfnissen der Frauen, wenn sie 
beispielsweise nicht barrierefrei sind oder es keine Übersetzerinnen gibt. Daher brauchen die 
Frauenhäuser Unterstützung, um ihr Angebot für alle Frauen zugänglich zu gestalten und einer breiten 
Öffentlichkeit bekannt zu machen. Klar ist jedoch, dass nur ein kleiner Teil der gewaltbetroffenen 
Frauen sich an Hilfsangebote wendet und die bestehenden Angebote bei Weitem nicht ausreichen, um 
allen gewaltbetroffenen Frauen Unterstützung anzubieten. 

Seit einigen Jahren steigt in den brandenburgischen Frauenhäusern die Zahl der migrantischen und 
geflüchteten Frauen. Die Unterstützung dieser Frauen ist oft mit Sprachschwierigkeiten und einem 
erheblich höheren bürokratischen Aufwand verbunden. Auch aus diesem Grund kann es dazu 
kommen, dass zwar nicht alle Betten der Frauenhäuser belegt sind, die Mitarbeiterinnen aber 
trotzdem voll ausgelastet sind. 

 
 

4. Anforderungen an eine nachhaltige Finanzierung der Gewaltschutz-Arbeit in Brandenburg 

Der erläuternde Bericht der Istanbul-Konvention empfiehlt, pro 10.000 Einwohner_innen einen 
Frauenhausplatz für eine Frau mit ihren Kindern bereit zu stellen. In Brandenburg stehen 2.484.826 
Einwohner_innen (AfS Bb vom 31.12.15) jedoch nur 129 statt 249 Zimmer für gewaltbetroffene Frauen 
mit ihren Kindern gegenüber, das entspricht einem Frauenhauszimmer pro 19.262 Einwohner_innen. 

Damit die Frauen überhaupt von den Hilfsangeboten erfahren und sich an sie wenden, ist eine 
kontinuierliche Präventions- und Öffentlichkeitsarbeit wichtig. Durch die Abhängigkeit vieler 
Frauenhäuser von einzelfallbezogenen Tagessätzen sowie freiwilligen Zuwendungen der Landkreise 
und Kommunen haben die Frauenhäuser kaum finanzielle Planungssicherheit. Eine kontinuierliche 
Gewaltschutzarbeit, die alle oben aufgeführten Aufgaben umfasst, kann daher nur durch eine 
langfristig gesicherte Pauschalfinanzierung gewährleistet werden, die weder von der stets 
schwankenden Bettenauslastung noch von der aktuellen Haushaltslage der Kommunen abhängig ist. 

Die Zentrale Informationsstelle Autonomer Frauenhäuser hat hierzu ein 3-Säulen-Modell erarbeitet.1 
Demnach bestehen die Kosten eines Frauenhauses aus einem Sockelbetrag für einzelfallunabhängige 
Aufgaben, einer Platzkostenpauschale sowie den Gebäudekosten. Dieses Finanzierungsmodell richtet 
sich nach der Anzahl der benötigten Stellen, nach der Aufnahmekapazität des Frauenhauses sowie der 
tatsächlichen Höhe der Gebäudekosten und ist unabhängig von der jeweiligen Auslastung der Betten.  

Gerade in einem Flächenland wie Brandenburg, in denen die Frauenhäuser als umfassende 
Gewaltschutzzentren fungieren, ist eine reine Tagessatzfinanzierung der Frauenhäuser nicht geeignet, 

                                                           
1 Vgl. Zentrale Informationsstelle Autonomer Frauenhäuser: Zusammenfassung der ZIF-Position zur 
Frauenhausfinanzierung, Mannheim 2018, S. 7 [www.autonome-frauenhaeuser-
zif.de/sites/default/files/report_attachment/kurzfassung_position_frauenhaus-finanzierung.pdf]. 
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die tatsächlichen Bedarfe abzudecken. Die von der Frauenhauskoordinierung in dem Diskussionspapier 
„Rechtsanspruch auf Schutz und Hilfe bei Gewalt“2 vorgestellte Tagessatzfinanzierung würde daher 
eine kontinuierliche Arbeit und finanzielle Planungssicherheit der Frauenhäuser erschweren.  

 
 

5. Was fehlt bei der Finanzierung der Frauenhäuser in Brandenburg? 

  

• Stellen für psychosoziale Kinderbetreuung: In 18 von 19 brandenburgischen Frauenhäusern 
gibt es keine eigenen Stellen für eine psychosoziale Betreuung von Kindern, dabei kommen 
mit den gewaltbetroffenen Frauen durchschnittlich noch einmal so viele Kinder in die 
brandenburgischen Frauenhäuser. Die Kinder der gewaltbetroffenen Frauen erleben die 
Gewalt in den allermeisten Fällen direkt oder indirekt mit. Häufig sind die gewaltbetroffenen 
Frauen aufgrund von Stress und Traumatisierung nicht mehr in der Lage, sich angemessen um 
ihre Kinder zu kümmern. Auch wenn die Kinder nicht selbst Opfer von Gewalt wurden führt 
das Miterleben von Gewalt häufig zu Traumatisierungen und beeinträchtigt ihre Entwicklung 
erheblich. Im Frauenhaus sind sie jedoch oft sich selbst überlassen, denn die Mitarbeiterinnen 
können die psychosoziale Betreuung der Kinder neben ihren sonstigen Tätigkeiten nur 
unzureichend erfüllen. 
 

• Gelder für Übersetzung: In den letzten Jahren ist der Anteil an Frauen mit geringen 
Deutschkenntnissen erheblich gestiegen, es fehlt jedoch eine strukturelle Finanzierung von 
Übersetzungsleistungen. Die Übersetzungen sind sowohl für die fachliche Beratung der 
gewaltbetroffenen Frauen notwendig als auch für Absprachen zum alltäglichen Zusammen-
wohnen im Frauenhaus, sowie für den langfristigen Aufbau einer gewaltfreien Lebens-
perspektive. 
 

• Angemessene Bezahlung der Mitarbeiterinnen: Viele Mitarbeiterinnen der branden-
burgischen Frauenhäuser erhalten Gehälter, die weit unter den für ihre Tätigkeit 
vorgesehenen Tariflöhnen liegen. Arbeitsleitungen wie die Übernahme der 24/7-
Rufbereitschaft werden oft nur unzureichend vergütet, teilweise sogar komplett ehrenamtlich 
geleistet. Erforderlich ist daher eine tarifgerechte Bezahlung entsprechend der Tätigkeit, 
Qualifikation und Erfahrung der Mitarbeiterinnen ohne unbezahlte Mehrarbeit. 
 

• Barrierefreie Gestaltung der Frauenhäuser: In den meisten Frauenhäusern können Frauen mit 
Behinderungen bislang nicht aufgenommen werden, obwohl diese besonders häufig von 
Gewalt betroffen sind. Insbesondere die rollstuhlgerechte Zugänglichkeit ist oft mit hohen 
Kosten verbunden, die die Frauenhäuser alleine nicht aufbringen können. 
 

 

                                                           
2 Vgl. Frauenhauskoordinierung e.V.: Rechtsanspruch auf Schutz und Hilfe bei Gewalt, Berlin 2017. 


